13. MAI 2024 - Gesetz zur Abänderung des Gesetzes vom 15. August 2012 über die Schaffung und Organisation eines föderalen Dienste-Integrators


(Belgisches Staatsblatt vom 20. Juli 2026)


Diese deutsche Übersetzung ist von der Zentralen Dienststelle für Deutsche Übersetzungen in Malmedy erstellt worden.



FÖDERALER ÖFFENTLICHER DIENST POLITIK UND UNTERSTÜTZUNG


13. MAI 2024 - Gesetz zur Abänderung des Gesetzes vom 15. August 2012 über die Schaffung und Organisation eines föderalen Dienste-Integrators


PHILIPPE, König der Belgier,

Allen Gegenwärtigen und Zukünftigen, Unser Gruß!


Die Abgeordnetenkammer hat das Folgende angenommen und Wir sanktionieren es:


KAPITEL 1 - Allgemeine Bestimmung


Artikel 1 - Vorliegendes Gesetz regelt eine in Artikel 74 der Verfassung erwähnte Angelegenheit.


KAPITEL 2 - Abänderungen des Gesetzes vom 15. August 2012 über die Schaffung und Organisation eines föderalen Dienste-Integrators


Art. 2 - Artikel 2 des Gesetzes vom 15. August 2012 über die Schaffung und Organisation eines föderalen Dienste-Integrators wird wie folgt abgeändert:

1. In Nr. 8 werden die Wörter "teilnehmenden öffentlichen Dienste" durch das Wort "Nutzer" ersetzt.

2. Nummer 9 wird aufgehoben.

3. Nummer 10 wird wie folgt ersetzt:

"10. "Nutzer": sämtliche nachstehend aufgeführten Einrichtungen und Personen, mit Ausnahme derjenigen, die in Absatz 2 erwähnt sind:

a) die föderalen öffentlichen Dienste und föderalen öffentlichen Programmierungsdienste und die Dienste, die ihnen unterstehen, erwähnt in Artikel 1 Nr. 1 des Gesetzes vom 22. Juli 1993 zur Festlegung bestimmter Maßnahmen in Bezug auf den öffentlichen Dienst,

b) die Dienste, die der Landesverteidigung angehören,

c) die in Artikel 2 Nr. 2 und 3 des Gesetzes vom 7. Dezember 1998 zur Organisation eines auf zwei Ebenen strukturierten integrierten Polizeidienstes erwähnten Dienste, der Ständige Ausschuss für die Kontrolle über die Polizeidienste, der Ständige Ausschuss für die Kontrolle über die Nachrichten- und Sicherheitsdienste, das Koordinierungsorgan für die Bedrohungsanalyse,

d) der gerichtliche Stand, darin einbegriffen die Dienste, die seinen Mitgliedern beistehen,

e) die in Artikel 1 Nr. 3 des Gesetzes vom 22. Juli 1993 zur Festlegung bestimmter Maßnahmen in Bezug auf den öffentlichen Dienst erwähnten juristischen Personen des öffentlichen Rechts,

f) die natürlichen oder juristischen Personen, die per Gesetz mit Aufträgen des öffentlichen Dienstes oder allgemeinen Interesses betraut sind und nicht in den Anwendungsbereich des Gesetzes vom 21. März 1991 zur Umstrukturierung bestimmter öffentlicher Wirtschaftsunternehmen fallen,

g) jede Person und Behörde, die gemäß den föderalen oder europäischen Vorschriften und gemäß den Bedingungen, die an die Daten in den authentischen Quellen oder Datenbanken der unter den Buchstaben a) bis f) erwähnten Nutzer geknüpft sind, berechtigt ist, diese Daten einzusehen oder zu erhalten,".

4. In Nr. 11 werden die Wörter "teilnehmenden öffentlichen Diensten" jeweils durch das Wort "Nutzern" ersetzt.

5. Der Artikel wird durch die Nummern 12 bis 23 mit folgendem Wortlaut ergänzt:

"12. "integriertes Verzeichnis der Verarbeitungstätigkeiten": eine vom föderalen Dienste-Integrator zusammengestellte und der Öffentlichkeit zugänglich gemachte integrierte Kopie des Inhalts der Verzeichnisse, die in Artikel 30 der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) erwähnt sind und von den in Nr. 10 Buchstabe a) bis f) erwähnten Nutzern geführt werden,

13. "Verzeichnis der authentischen Quellen": vom föderalen Dienste-Integrator zusammenstelltes und der Öffentlichkeit zugänglich gemachtes Verzeichnis, das die Liste der authentischen Quellen, die von den in Nr. 10 Buchstabe a) bis f) erwähnten Nutzern zur Verfügung gestellt werden, die Beschreibung der Daten, die sie enthalten, und den Verweis auf die anwendbaren Rechtsvorschriften enthält,

14. "föderales Portal der offenen Daten": föderales Portal, das einen Überblick über die Dokumente und Daten bietet, die zur Weiterverwendung, wie im Gesetz vom 4. Mai 2016 über offene Daten und die Weiterverwendung von Informationen des öffentlichen Sektors und in der Verordnung (EU) 2022/868 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2022 über europäische Daten-Governance und zur Änderung der Verordnung (EU) 2018/1724 erwähnt, zur Verfügung gestellt werden, und auf die Websites mit offenen Daten der föderierten Teilgebiete, der lokalen Behörden und von Europa verweist,

15. "Integration": Prozess, bei dem Daten aus verschiedenen Datenbanken zusammengeführt werden,

16. "Aggregation": Prozess, bei dem Daten zu berechneten oder aggregierten Daten verarbeitet werden, beispielsweise durch Zusammenfassung der zugrunde liegenden Daten, durch Berechnung des Mittelwerts oder der Summe,

17. "Transformation": Prozess, bei dem Daten von einem Format in ein anderes und von einer Form in eine andere umgewandelt werden,

18. "Anreicherung": Prozess, bei dem Daten durch die Verbesserung oder Fortschreibung bestehender Daten oder durch Hinzufügen neuer Daten angereichert werden,

19. "Filterung": Prozess, bei dem nur ein Teil der Daten an die Nutzer übermittelt wird,

20. "Anonymisierung": die Verarbeitung personenbezogener Daten in einer Weise, dass die personenbezogenen Daten nie mehr einer identifizierten oder identifizierbaren natürlichen Person zugeordnet werden können,

21. "Pseudonymisierung": die Verarbeitung personenbezogener Daten in einer Weise, dass die personenbezogenen Daten ohne Heranziehung zusätzlicher Daten nicht mehr einer bestimmten betroffenen Person zugeordnet werden können, sofern diese zusätzlichen Daten gesondert aufbewahrt werden und technische und organisatorische Maßnahmen getroffen werden, die gewährleisten, dass die personenbezogenen Daten nicht einer identifizierten oder identifizierbaren natürlichen Person zugeordnet werden,

22. "Generalisierung": Prozess der Generalisierung personenbezogener Daten, bei dem diese weniger spezifisch gemacht werden, sodass es schwieriger wird, einen Bezug zwischen den Daten und einer Person herzustellen,

23. "Randomisierung": Prozess, bei dem der Wahrheitsgehalt personenbezogener Daten verändert wird, damit diese Daten von der Person getrennt werden, sodass sie willkürlich sind und nur schwer einer bestimmten Person zugeordnet werden können."

6. Der Artikel wird durch einen Absatz 2 mit folgendem Wortlaut ergänzt:

"Nicht zu den in Absatz 1 Nr. 10 erwähnten Nutzern gehören:

a) die föderalen öffentlichen Dienste, die zuständig sind für Soziale Sicherheit, Volksgesundheit, Sicherheit der Nahrungsmittelkette, Umwelt, Beschäftigung, Arbeit und Soziale Konzertierung sowie die föderalen öffentlichen Programmierungsdienste, die von diesen föderalen öffentlichen Diensten abhängen,

b) die öffentlichen Einrichtungen für soziale Sicherheit im Sinne des Königlichen Erlasses vom 3. April 1997 zur Festlegung von Maßnahmen im Hinblick auf die Einbeziehung öffentlicher Einrichtungen für soziale Sicherheit in die Verantwortung in Anwendung von Artikel 47 des Gesetzes vom 26. Juli 1996 zur Modernisierung der sozialen Sicherheit und zur Sicherung der gesetzlichen Pensionsregelungen, die in Artikel 2 Absatz 1 Nr. 2 des Gesetzes vom 15. Januar 1990 über die Errichtung und Organisation einer Zentralen Datenbank der sozialen Sicherheit erwähnten Einrichtungen für soziale Sicherheit sowie die Einrichtungen, auf die aufgrund von Artikel 18 des vorerwähnten Gesetzes vom 15. Januar 1990 bestimmte Rechte und Pflichten ausgedehnt worden sind,

c) der föderale Dienste-Integrator."


Art. 3 - In Artikel 3 desselben Gesetzes werden die Wörter "Informations- und Kommunikationstechnologie" durch das Wort "Digitalisierung" ersetzt.


Art. 4 - In der Überschrift von Kapitel 2 Abschnitt 2 desselben Gesetzes werden die Wörter "und der teilnehmenden öffentlichen Dienste" aufgehoben.


Art. 5 - Artikel 4 desselben Gesetzes wird wie folgt abgeändert:

1. Die Sätze, die mit den Wörtern "Der föderale Dienste-Integrator hat" beginnen und mit den Wörtern "auf das Netz damit beauftragt:" enden, werden durch folgenden Satz ersetzt: "Der föderale Dienste-Integrator hat folgende Aufträge:".

2. Nummer 1 wird wie folgt ersetzt:

"1. die Anträge auf Konsultierung und Übermittlung der in einer oder mehreren Datenbanken gespeicherten Daten entgegenzunehmen, sie vorübergehend ausschließlich zum Zweck einer zuverlässigen Zurverfügungstellung aufzubewahren und ihnen Folge zu leisten oder ihre integrierte Übermittlung und die Bescheinigung dieser Daten vorzunehmen,".

3. Nummer 4 wird wie folgt ersetzt:

"4. die technischen Modalitäten und Bedingungen auszuarbeiten, um die Zugangskanäle zu den Datenbanken, einschließlich Webdiensten, mobilen Anwendungen, der europäischen Brieftasche für die Digitale Identität und Online-Portalen, so effizient und sicher wie möglich auszubauen, anzubinden und zur Verfügung zu stellen".

4. In Nummer 5 werden zwischen den Wörtern "die technischen Modalitäten" und den Wörtern "mit Bezug auf die Kommunikation" die Wörter "und die Bedingungen" eingefügt.

5. Nummer 8 wird wie folgt ersetzt:

"8. wiederverwendbare Dienste zu entwickeln und zur Verfügung zu stellen, die für die Integration, Aggregation, Transformation, Anreicherung, Filterung, Anonymisierung, Pseudonymisierung, Generalisierung, Löschung, Randomisierung, gesicherte Aufbewahrung, Zurverfügungstellung und den Austausch von Daten, die in Datenbanken gespeichert sind, zweckdienlich sind".

6. Der Artikel wird durch die Nummern 9 bis 16 mit folgendem Wortlaut ergänzt:

"9. das Verzeichnis der authentischen Quellen, das integrierte Verzeichnis der Verarbeitungstätigkeiten und das föderale Portal der offenen Daten zusammenzustellen und der Öffentlichkeit zur Verfügung zu stellen,

10. elektronische Anmeldedienste für Behördenanwendungen im Rahmen des Authentifizierungsdienstes gemäß Artikel 9 des Gesetzes vom 18. Juli 2017 über die elektronische Identifizierung sowie Anwendungen und Systeme, die für den Betrieb dieses Authentifizierungsdienstes und der Identifizierungssysteme erforderlich sind, wie in der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Juli 2014 über elektronische Identifizierung und Vertrauensdienste für elektronische Transaktionen im Binnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie 1999/93/EG vorgesehen, zu entwickeln und zur Verfügung zu stellen,

11. Anwendungen und Datenaustauschsysteme zu entwickeln und zur Verfügung zu stellen, um die in den Artikeln 6 und 14 der Verordnung (EU) 2018/1724 des Europäischen Parlaments und des Rates über die Einrichtung eines einheitlichen digitalen Zugangstors zu Informationen, Verfahren, Hilfs- und Problemlösungsdiensten und zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1024/2012 erwähnten Zwecke zu erfüllen,

12. die Anwendungen und Systeme zu entwickeln, zu testen, zu warten, zu verbessern und zur Verfügung zu stellen, um die vorgenannten Aufträge zu erfüllen, und die hierfür erforderlichen Daten aus den Datenbanken zu verarbeiten,

13. als zentrale Informationsstelle und als zuständige Stelle für technische Unterstützung, erwähnt in Artikel 8 beziehungsweise 7 der Verordnung (EU) 2022/868 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2022 über europäische Daten-Governance und zur Änderung der Verordnung (EU) 2018/1724, zu fungieren. Soweit zur Erfüllung dieser Rollen erforderlich, kann der föderale Dienste-Integrator Zusammenarbeitsprotokolle abschließen,

14. eine europäische Brieftasche für die Digitale Identität, erwähnt in Artikel 3 Nr. 42 der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Juli 2014 über elektronische Identifizierung und Vertrauensdienste für elektronische Transaktionen im Binnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie 1999/93/EG, abgeändert durch die Verordnung (EU) 2024/1183 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. April 2024 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 910/2014 im Hinblick auf die Schaffung des europäischen Rahmens für eine digitale Identität, zu entwickeln und zur Verfügung zu stellen, was die Festlegung des Rahmens für eine digitale Identität betrifft, und über die europäische Brieftasche für die Digitale Identität Zugang zu den in den Datenbanken enthaltenen Daten zu gewähren und die Daten zu bescheinigen,

15. Daten mit anderen Dienste-Integratoren auszutauschen, die Datenverarbeitungsverfahren integrieren und auf integrierte Weise Zugang zu den Daten innerhalb ihres eigenen Netzwerks gewähren,

16. technische Mittel und Dienste zu entwickeln und sie den in Artikel 2 Absatz 1 Nr. 10 Buchstabe a) bis f) erwähnten Nutzern anzubieten, damit, unbeschadet ihrer Verantwortung als für die Verarbeitung Verantwortliche der Datenbanken und authentischen Quellen, die betroffenen Personen ihre in den Artikeln 15 und 16 der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) erwähnten Rechte gegenüber den für die Verarbeitung Verantwortlichen von Datenbanken und authentischen Quellen ausüben können."


Art. 6 - In Artikel 5 desselben Gesetzes wird § 2 wie folgt ersetzt:

"§ 2 - Die Modalitäten für die Einschaltung des föderalen Dienste-Integrators werden in einer Nutzungsvereinbarung zwischen dem föderalen Dienste-Integrator und den in Artikel 2 Absatz 1 Nr. 10 Buchstabe a) bis f) erwähnten Nutzern sowie in Nutzungsbedingungen hinsichtlich der in Artikel 2 Absatz 1 Nr. 10 Buchstabe g) erwähnten Nutzer festgelegt.

Durch den Abschluss einer Nutzungsvereinbarung oder die Auferlegung von Nutzungsbedingungen sind der föderale Dienste-Integrator und der Nutzer vom Abschluss eines wie in Artikel 20 des Gesetzes vom 30. Juli 2018 über den Schutz natürlicher Personen hinsichtlich der Verarbeitung personenbezogener Daten erwähnten Protokolls befreit."


Art. 7 - Artikel 6 desselben Gesetzes wird aufgehoben.


Art. 8 - Artikel 7 desselben Gesetzes wird aufgehoben.


Art. 9 - Artikel 8 desselben Gesetzes, abgeändert durch das Gesetz vom 5. Mai 2014, wird wie folgt abgeändert:

1. In § 1 werden die Wörter "Die teilnehmenden öffentlichen Dienste und die Dienste-Integratoren übermitteln" durch die Wörter "Unbeschadet anderslautender spezifischer Rechtsvorschriften übermitteln die in Artikel 2 Absatz 1 Nr. 10 Buchstabe a) bis f) erwähnten Nutzer und die anderen Dienste-Integratoren" ersetzt und werden die Wörter "seines Auftrags der Dienste-Integration" durch die Wörter "seiner in Artikel 4 erwähnten Aufträge" ersetzt.

2. In § 2 werden die Wörter "den teilnehmenden föderalen öffentlichen Diensten" durch die Wörter "den in Artikel 2 Absatz 1 Nr. 10 Buchstabe a) bis f) erwähnten Nutzern" ersetzt und werden die Wörter "dazu über die notwendigen Genehmigungen verfügen" durch die Wörter "die geltenden gesetzlichen Bedingungen einhalten" ersetzt.

3. Paragraph 2 wird durch die Absätze 2 und 3 mit folgendem Wortlaut ergänzt:

"Der föderale Dienste-Integrator übermittelt den in Artikel 2 Absatz 1 Nr. 10 Buchstabe g) erwähnten Nutzern auf elektronischem Wege alle verfügbaren elektronischen Daten, auf die sie Anspruch haben, sofern die betreffende Dienstleistung verfügbar ist.

Erfordert die Übermittlung personenbezogener Daten zwischen Nutzern gemäß den geltenden gesetzlichen Bedingungen eine Vereinbarung oder die Genehmigung einer zuständigen Behörde, so übermittelt der föderale Dienste-Integrator die angeforderten personenbezogenen Daten, sofern eine solche Vereinbarung oder Genehmigung vorliegt, auch wenn der Austausch über den föderalen Dienste-Integrator darin nicht ausdrücklich vorgesehen ist."

4. In § 3 werden die Wörter "nachdem sie die dazu erforderlichen Genehmigungen erhalten haben" durch die Wörter "nachdem sie die geltenden gesetzlichen Bedingungen erfüllt haben" ersetzt und werden die Wörter "teilnehmenden öffentlichen Dienste" jeweils durch die Wörter "in Artikel 2 Absatz 1 Nr. 10 Buchstabe a) bis f) erwähnten Nutzer" ersetzt.

5. In § 4 werden die Wörter "ein teilnehmender öffentlicher Dienst" durch die Wörter "ein in Artikel 2 Absatz 1 Nr. 10 Buchstabe a) bis f) erwähnter Nutzer" ersetzt und werden die Wörter "dem teilnehmenden öffentlichen Dienst" durch die Wörter "dem betreffenden Nutzer" ersetzt.

6. Der Artikel wird durch einen Paragraphen 6 mit folgendem Wortlaut ergänzt:

"§ 6 - Der föderale Dienste-Integrator hat im Rahmen der Erfüllung seiner in Artikel 4 festgelegten Aufträge Zugang zu allen Daten des Nationalregisters, des Registers der Personalausweise und des Registers der Ausländerkarten, einschließlich des Lichtbilds."


Art. 10 - Artikel 9 desselben Gesetzes wird wie folgt ersetzt:

"Art. 9 ­ Bei jedem Antrag auf Datenkonsultierung oder -übermittlung prüft der föderale Dienste-Integrator vor der Bearbeitung des Antrags in Absprache mit dem in Artikel 2 Absatz 1 Nr. 10 Buchstabe a) bis f) erwähnten Nutzer, der Daten zur Verfügung stellt, ob der antragstellende Nutzer und der betreffende Antrag den Regeln für die betreffende Datenbank oder authentische Quelle oder den Regeln entsprechen, die für die Systeme gelten, die vom föderalen Dienste-Integrator im Rahmen seiner in Artikel 4 festgelegten Aufträge verwaltet werden."


Art. 11 - Artikel 12 desselben Gesetzes wird wie folgt ersetzt:

"Art. 12 ­ § 1 ­ Die über den föderalen Dienste-Integrator übermittelten Daten haben Beweiskraft bis zum Beweis des Gegenteils, ungeachtet des Trägers, auf dem die Übermittlung erfolgt. Diese Bestimmung gilt auch, wenn der föderale Dienste-Integrator Daten aus Datenbanken oder authentischen Quellen zur Verfügung stellt, indem er einem in Artikel 2 Absatz 1 Nr. 10 Buchstabe g) erwähnten Nutzer eine wie in Artikel 4 Nr. 1 vorgesehene Bescheinigung ausstellt.

§ 2 ­ Wenn eine gemäß § 1 ausgestellte Bescheinigung einer Bescheinigung in Papierform entspricht, die von einem in Artikel 2 Absatz 1 Nr. 10 erwähnten Nutzer ausgestellt wurde, hat diese Bescheinigung Beweiskraft bis zum Beweis des Gegenteils und hat dann dieselben Rechtsfolgen wie dem Gesetz entsprechend ausgestellte Bescheinigungen in Papierform."


Art. 12 - Artikel 13 desselben Gesetzes wird wie folgt ersetzt:

"Art. 13 ­ Vorbehaltlich anderslautender Gesetzesbestimmungen gewährt der föderale Dienste-Integrator Personen oder Nutzern über die anwendbaren Gesetzesbestimmungen hinaus keine zusätzlichen Rechte auf Konsultierung, Übermittlung oder sonstige Datenverarbeitung."




Art. 13 - Artikel 14 desselben Gesetzes wird wie folgt abgeändert:

1. Der Satz "Der in Artikel 30 erwähnte Konzertierungsausschuss der Dienste-Integratoren bestimmt für jeden Datenaustausch über den föderalen Dienste-Integrator:" wird durch den Satz "Für jeden Datenaustausch über den föderalen Dienste-Integrator wird zwischen dem in Artikel 2 Absatz 1 Nr. 10 Buchstabe a) bis f) erwähnten Nutzer und dem föderalen Dienste-Integrator in der in Artikel 5 § 2 erwähnten Nutzungsvereinbarung Folgendes festgelegt:" ersetzt.

2. In Nr. 2 werden die Wörter "den betreffenden Instanzen" durch die Wörter "dem föderalen Dienste-Integrator und dem in Artikel 2 Absatz 1 Nr. 10 Buchstabe a) bis f) erwähnten Nutzer" ersetzt.

3. In Nr. 4 werden die Wörter "dafür gesorgt wird" durch die Wörter "der föderale Dienste-Integrator und der in Artikel 2 Absatz 1 Nr. 10 Buchstabe a) bis f) erwähnte Nutzer sicherstellen" ersetzt.


Art. 14 - Artikel 15 desselben Gesetzes wird wie folgt ersetzt:

"Art. 15 ­ Vorbehaltlich anderslautender ausdrücklicher Bestimmung beeinträchtigt vorliegendes Gesetz nicht die Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) oder spezifische Gesetzesbestimmungen in Bezug auf den Schutz personenbezogener Daten.

Der föderale Dienste-Integrator ist der für die Verarbeitung Verantwortliche im Sinne von Artikel 4 Absatz 7 der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung), was die Verarbeitung personenbezogener Daten im Hinblick auf die Ausführung der in Artikel 4 erwähnten Aufträge betrifft.

Vorbehaltlich anderslautender Bestimmung ist der in Artikel 2 Absatz 1 Nr. 10 Buchstabe a) bis f) erwähnte Nutzer, der für die Verwaltung der authentischen Quellen oder Datenbanken verantwortlich ist, der für die Verarbeitung Verantwortliche, wenn die Verarbeitung in der Sammlung, Speicherung, Verwaltung und Zurverfügungstellung der in den Quellen enthaltenen personenbezogenen Daten besteht.

Ein Nutzer, der über den föderalen Dienste-Integrator Daten aus authentischen Quellen oder Datenbanken erhält, ist der für die Verarbeitung Verantwortliche für erhaltene Daten."


Art. 15 - Artikel 16 desselben Gesetzes, abgeändert durch das Gesetz vom 14. März 2014, wird wie folgt abgeändert:

1. Paragraph 1 wird aufgehoben.

2. In § 2 Absatz 1 werden die Wörter "Jeder hat das Recht, alle Behörden, Einrichtungen und Personen, die während der vergangenen sechs Monate ihre Daten über das Netz konsultiert oder fortgeschrieben haben, zu kennen" durch die Wörter "Der föderale Dienste-Integrator stellt eine Anwendung zur Verfügung, die es jeder Person ermöglicht, die in Artikel 2 Absatz 1 Nr. 10 Buchstabe a) bis f) erwähnten Nutzer zu kennen, die in den letzten zwölf Monaten ihre Daten über das Netz konsultiert oder fortgeschrieben haben" ersetzt und werden zwischen den Wörtern "der föderalen Polizei," und den Wörtern "des Ständigen Ausschusses" die Wörter "der lokalen Polizei," eingefügt.

3. Paragraph 2 Absatz 2 wird wie folgt ersetzt:

"Der föderale Dienste-Integrator und die in Artikel 2 Absatz 1 Nr. 10 Buchstabe a) bis f) erwähnten Nutzer sehen geeignete technische Mittel vor, um die Ausführung der schriftlichen Vereinbarungen in Anwendung von Artikel 14 sicherzustellen."


Art. 16 - In Artikel 17 § 2 desselben Gesetzes werden die Wörter "teilnehmenden öffentlichen Diensten" durch die Wörter "Nutzern, die in den Anwendungsbereich des vorliegenden Gesetzes fallen," ersetzt.


Art. 17 - In demselben Gesetz wird die Überschrift von Kapitel 4 Abschnitt 5 wie folgt ersetzt:

"Informationssicherheit".


Art. 18 - Artikel 20 desselben Gesetzes wird wie folgt ersetzt:

"Art. 20 ­ Der föderale Dienste-Integrator und jeder in Artikel 2 Absatz 1 Nr. 10 Buchstabe a) bis f) erwähnte Nutzer, mit Ausnahme der natürlichen Personen, sind verpflichtet, unter ihren Personalmitgliedern oder nicht, einen Sicherheitsberater zu bestimmen. Der in Artikel 2 Absatz 1 Nr. 10 Buchstabe a) bis f) erwähnte Nutzer teilt dem föderalen Dienste-Integrator die Identität seines Sicherheitsberaters und seines Datenschutzbeauftragten mit."


Art. 19 - In Artikel 21 desselben Gesetzes werden die Wörter "leitenden Beamten des betreffenden öffentlichen Dienstes" durch die Wörter "leitenden Angestellten des Nutzers" ersetzt.


Art. 20 - Artikel 22 desselben Gesetzes wird wie folgt abgeändert:

1. In Absatz 1 werden im einleitenden Satz die Wörter "sein öffentlicher Dienst als teilnehmender öffentlicher Dienst" durch die Wörter "seine Organisation als Nutzer" ersetzt.

2. In Absatz 1 Nr. 1 werden die Wörter "dem öffentlichen Dienst im Bereich der Informationssicherung Sachverständigengutachten zu erteilen und ihn in diesem Bereich zu sensibilisieren" durch die Wörter "der Organisation im Bereich der Informationssicherung Sachverständigengutachten zu erteilen und sie in diesem Bereich zu sensibilisieren" ersetzt.

3. In Absatz 1 Nummer 2 werden zwischen den Wörtern "dem Sicherheitsberater" und dem Wort "anderer" die Wörter "und dem Datenschutzbeauftragten" eingefügt und werden die Wörter "öffentlicher Dienste" durch das Wort "Nutzer" ersetzt.

4. Absatz 2 wird aufgehoben.


Art. 21 - In Artikel 23 desselben Gesetzes werden die Wörter "nach Stellungnahme des Ausschusses für den Schutz des Privatlebens" aufgehoben.


Art. 22 - Artikel 24 desselben Gesetzes wird wie folgt abgeändert:

1. Die Wörter "leitenden Beamten" werden jeweils durch die Wörter "leitenden Angestellten" ersetzt.

2. Die Wörter "teilnehmenden öffentlichen Dienstes" werden durch die Wörter "in Artikel 2 Absatz 1 Nr. 10 Buchstabe a) bis f) erwähnten Nutzers" ersetzt.

3. Die Wörter ", dem leitenden Beamten des Dienstes für Administrative Vereinfachung" werden aufgehoben.

4. Die Wörter "Informations- und Kommunikationstechnologie" werden durch die Wörter "Politik und Unterstützung" ersetzt.


Art. 23 - In Artikel 25 desselben Gesetzes werden die Wörter "Informations- und Kommunikationstechnologie" durch das Wort "Digitalisierung" ersetzt.


Art. 24 - Artikel 27 desselben Gesetzes wird wie folgt abgeändert:

1. In § 1 Absatz 1 wird Nr. 4 aufgehoben.

2. In § 1 Absatz 1 Nr. 5 werden die Wörter "teilnehmenden öffentlichen Diensten" durch das Wort "Nutzern" ersetzt.

3. In § 1 Absatz 2 werden die Wörter "berät über" durch die Wörter "gibt Stellungnahmen ab zu" ersetzt.

4. Paragraph 2 wird wie folgt ersetzt:

"§ 2 - Daten gelten als authentisch, wenn sie die folgenden Kriterien erfüllen:

1. Die Sammlung, Erstellung oder Speicherung der Daten sowie deren Übermittlung erfolgen aufgrund von Aufträgen, die durch ein Gesetz, ein Dekret oder eine Ordonnanz zugewiesen sind.

2. Der in Artikel 2 Absatz 1 Nr. 10 Buchstabe a) bis f) erwähnte Nutzer, der mit der Sammlung, Erstellung oder Speicherung der Daten betraut ist, sieht Verfahren vor, die gewährleisten, dass die Daten stets korrekt, vollständig, sicher, lesbar und verfügbar sind, hält diese ein und unterrichtet den Koordinierungsausschuss regelmäßig darüber.

Auf Vorschlag des Koordinierungsausschusses veröffentlicht der föderale Dienste-Integrator die Beschreibung der authentischen Daten im Verzeichnis der authentischen Quellen."


Art. 25 - In Artikel 31 desselben Gesetzes werden die Wörter "Informations- und Kommunikationstechnologie" durch das Wort "Digitalisierung" ersetzt.


Art. 26 - Artikel 33 desselben Gesetzes wird wie folgt abgeändert:

1. Absatz 3 wird aufgehoben.

2. Der Artikel wird durch einen Absatz mit folgendem Wortlaut ergänzt:

"Der Konzertierungsausschuss der Dienste-Integratoren hat zum Ziel, die Verbindungen zwischen den Dienste-Integratoren optimal und effizient zu organisieren, damit sich die Einrichtungen auf nur einen einzigen Dienste-Integrator stützen müssen."


Art. 27 - Artikel 36 desselben Gesetzes wird aufgehoben.


Art. 28 - In Artikel 37 Nr. 2 desselben Gesetzes werden die Wörter "des vorliegenden Gesetzes, seiner Ausführungserlasse oder der relevanten Regelbank" durch die Wörter "des vorliegenden Gesetzes oder seiner Ausführungserlasse" ersetzt.


Art. 29 - In Artikel 44 desselben Gesetzes werden die Wörter "teilnehmenden öffentlichen Diensten" durch das Wort "Nutzern" ersetzt.


Art. 30 - Artikel 46 desselben Gesetzes wird aufgehoben.


Art. 31 - In dasselbe Gesetz wird ein Artikel 46/1 mit folgendem Wortlaut eingefügt:

"Art. 46/1 - Unter den von den Regionen und Gemeinschaften festgelegten Bedingungen und Modalitäten und in Absprache mit dem föderalen Dienste-Integrator können die Regionen, die Gemeinschaften, die lokalen Behörden und die Einrichtungen, die ihnen unterstehen, die Dienste des föderalen Dienste-Integrators über die zuständigen Dienste-Integratoren in Anspruch nehmen."




KAPITEL 3 ­ Schlussbestimmung


Art. 32 - Das vorliegende Gesetz und Artikel 16 § 2 des Gesetzes vom 15. August 2012 über die Schaffung und Organisation eines föderalen Dienste-Integrators treten am Tag der Veröffentlichung des vorliegenden Gesetzes im Belgischen Staatsblatt in Kraft.


Wir fertigen das vorliegende Gesetz aus und ordnen an, dass es mit dem Staatssiegel versehen und durch das Belgische Staatsblatt veröffentlicht wird.


Gegeben zu Brüssel, den 13. Mai 2024


PHILIPPE

Von Königs wegen:

Der Premierminister
A. DE CROO

Der Staatssekretär für Digitalisierung
M. MICHEL

Mit dem Staatssiegel versehen:

Der Minister der Justiz
P. VAN TIGCHELT

